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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 

Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag über die Übertragung von Aufgaben 

nach §§ 802 k Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung 

und § 6 Abs. 1 Schuldnerverzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1 

der Vermögensverzeichnisverordnung zur Errichtung und zum Betrieb eines 

gemeinsamen Vollstreckungsportals der Länder 

 

Federführend ist das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 
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A.  Problem  
Das Gesetz zur Reform der Sachaufklärung in der Zwangsvollstreckung vom 29. Juli 
2009 ist am 31. Juli 2009 veröffentlicht worden (BGBl. I, 2258). Das Gesetz tritt in 
weiten Teilen am 1. Januar 2013 in Kraft. Ziel dieser Reform ist es, die Informations-
beschaffung des Gläubigers in der Zwangsvollstreckung zu verbessern. Darüber hin-
aus sollen das Verfahren auf Abnahme der Vermögensauskunft (vormals eidesstattli-
che Versicherung) sowie die Führung des Schuldnerverzeichnisses modernisiert wer-
den. Gleichzeitig eröffnet das Gesetz auch die Möglichkeit einer länderübergreifenden 
Zusammenarbeit im Bereich des Internetabrufverfahrens (§ 882h Abs. 1 Satz 2 und 3 
ZPO). 
 
Die Länder beabsichtigen, von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen und ein ge-
meinsames Vollstreckungsportal zu errichten, über das Zugang zu den Schuldnerda-
ten aller 16 Bundesländer gewährt wird.  
Im Rahmen der 85. Sitzung der Bund-Länder-Kommission für Datenverarbeitung und 
Rationalisierung in der Justiz (BLK) am 13./14. Mai 2009 ist eine unter nordrhein-
westfälischer Federführung stehende Arbeitsgruppe beauftragt worden, eine Schuld-
nerauskunft über das Internet in Form eines gemeinsamen Bundesportals („Vollstre-
ckungsportal“) vorzubereiten. Dies beinhaltet die zentrale Nutzerregistrierung, den 
zentralen Abdruckversand mit der Möglichkeit der zentralen Kosteneinziehung, die 
Einräumung lesender Zugriffe an berechtigte Stellen (Vollstreckungsbehörden und 
Gerichtsvollzieher), die Integration der Vermögensverzeichnisse sowie die Jeder-
mann-Auskunft einschließlich E-Payment-Funktionalität.  
Die Bundesländer haben auf der 88. Sitzung der BLK am 23./24. November 2010 be-
schlossen, den Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
(IT.NRW) auf der Basis eines vorliegenden Fachfeinkonzeptes mit der Errichtung des 
Vollstreckungsportals zu beauftragen. 

B.  Lösung  
Soweit die nach § 802k Abs.1 Satz 2, 882h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilprozessord-
nung und § 6 Abs. 1 Schuldnerverzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1 
der Vermögensverzeichnisverordnung vorgesehene Übertragung von Hoheitsrechten 
auf das Land Nordrhein-Westfalen in Rede steht, bedarf es hierzu einer Regelung 
durch Staatsvertrag. Hierbei handelt es sich um die Übertragung der Zuständigkeit für 
- die zentrale Erhebung von Gebühren und 
- die zentrale Vollstreckung der Gebühren. 
Die Aufgabe soll von allen 16 Ländern, und damit auch durch Schleswig-Holstein, auf 
das Land Nordrhein-Westfalen übertragen werden. Als hierfür in Nordrhein-Westfalen 
zuständige Stelle ist das Amtsgericht Hagen vorgesehen, das diese Aufgabe bereits 
jetzt landesintern wahrnimmt. Die Verhandlungen mit den Ländern über den vorge-
nannten Staatsvertrag sind zum Abschluss gebracht worden.  
Der zu schließende Staatsvertrag bedarf der Zustimmung des Landtages durch ein 
entsprechendes Zustimmungsgesetz. 
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C.  Alternativen  
Keine 
 

D.  Kosten und Verwaltungsaufwand 

1.  Kosten 
Die Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfalen hat IT.NRW mit der Errichtung, dem 
Betrieb und der Pflege des Vollstreckungsportals beauftragt. Die Länder erstatten der 
Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfalen den Aufwand anteilig nach dem jeweils 
geltenden Königsteiner Schlüssel. Nähere Einzelheiten sind in der Dienstleistungs-
vereinbarung über die Errichtung, den Betrieb und die Pflege eines gemeinsamen 
Vollstreckungsportals der Länder (§ 11) geregelt. 
 

2.  Verwaltungsaufwand 
Keiner 
 

3.  Auswirkungen auf die private Wirtschaft 
Keine 
 

E.  Information des Landtages nach Artikel 22 der Landesver­
fassung 

Der Gesetzentwurf ist dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtages mit 
Schreiben vom 08.10.2012 übersandt worden. 
 

F.  Federführung 
Federführend ist das Ministerium für Justiz, Kultur und Europa. 
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Text 

 

Gesetz zum Staatsvertrag über die Übertragung von Aufgaben nach §§ 802 k 

Abs. 1 Satz 2, 882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 

Schuldnerverzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1 der Vermö-

gensverzeichnisverordnung zur Errichtung und zum Betrieb eines gemeinsa-

men Vollstreckungsportals der Länder 

Vom … 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

§ 1 

 
(1) Dem am 05.12.2012 unterzeichneten Staatsvertrag zwischen den Ländern wird 

zugestimmt. 

 
(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

 
(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 8 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Ge-

setz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein bekannt zu geben. 

 

 

§ 2 

 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

 

 

 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

 

Kiel, [Datum] 

 

Torsten Albig Anke Spoorendonk 

Ministerpräsident  Ministerin für Justiz, Kultur und Europa 
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Begründung des Gesetzes 

zum Staatsvertrag über die Übertragung von Aufgaben nach §§ 802 k Abs. 1 

Satz 2, 882 h Abs. 1 Satz 2 und 3 der Zivilprozessordnung und § 6 Abs. 1 

Schuldnerverzeichnisführungsverordnung und § 7 Abs. 1 Satz 1 der Vermö-

gensverzeichnisverordnung zur Errichtung und zum Betrieb eines gemeinsa-

men Vollstreckungsportals der Länder 

 

A. Allgemeiner Teil 

 

I.  Zielsetzung 

Ziel aller Länder ist es, von der mit dem Gesetz zur Reform der Sachaufklärung 

in der Zwangsvollstreckung zum 01.01.2013 geschaffenen Möglichkeit 

Gebrauch zu machen und ein gemeinsames Vollstreckungsportal zu errichten. 

Über dieses Portal soll der Zugang zu den Schuldnerdaten aller 16 Bundeslän-

der gewährt werden. Es soll die zentrale Nutzerregistrierung, den zentralen Ab-

druckversand mit der Möglichkeit der zentralen Kosteneinziehung, die Einräu-

mung lesender Zugriffe an berechtigte Stellen (Vollstreckungsbehörden und Ge-

richtsvollzieher), die Integration der Vermögensverzeichnisse sowie die Jeder-

mann-Auskunft einschließlich E-Payment-Funktionalität enthalten.  

 

II. Lösung 

Das Land Nordrhein-Westfalen als Betreiber des Portals soll die Zuständigkeit 

für die zentrale Erhebung und Vollstreckung von Gebühren übertragen bekom-

men. Da es sich bei der Erhebung und Vollstreckung von Gebühren um Hoheits-

rechte handelt, bedarf es einer Regelung durch Staatsvertrag. 

 

 
B. Zu den einzelnen Bestimmungen 

 

Zu § 1 Abs. 1 

Mit § 1 Abs. 1 wird die Zustimmung zum genannten Staatsvertrag erteilt. Verträge des 

Landes Schleswig-Holstein mit anderen Bundesländern bedürfen der Zustimmung 

des Landtages, soweit sie Gegenstände der Gesetzgebung betreffen oder zu ihrer 

Durchführung eines Gesetzes bedürfen, § 30 Absatz 2 Satz 2 der Verfassung des 
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Landes Schleswig-Holsteins. 

 

Zu § 1 Abs. 2 

Er enthält die Transformationsformel. 

 

Zu § 1 Abs. 3 

Er bestimmt die Bekanntmachung des In-Kraft-Tretens des Staatsvertrages. 

 

Zu § 2 Abs. 3 

Er bestimmt das In-Kraft-Treten des Gesetzes. 
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